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Antrag 

der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


Vollständige Wiedereinführung der Genfer Flüchtlingskonvention als rechtliche 
Grundlage in das Asylrecht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP vorgelegte Entwurf eines neuen 
Asylverfahrensgesetzes sowohl gegen völkerrechtliche Verträge 
und das Grundgesetz verstößt als auch in seiner Diktion inhuman 
ist. 

Die Genfer Flüchtlingskonvention ist als rechtliche Grundlage ins 
Asylrecht wieder vollständig einzuführen, wie dies vom deut- 
schen Vertreter des VN-Flüchtiingskommissars verlangt wird. 

Weitere Basis für das Asylrecht müssen Fluchtgründe sein, wie sie 
von Menschenrechtsorganisationen in der aktuellen Diskussion 
benannt worden sind: politische, rassische, religiöse, geschlechts- 
spezifische Verfolgung, Verfolgung wegen sexueller Orientie- 
rung, im Fall von Krieg, Bürgerkrieg, Zwang zum Kriegsdienst, 
Todesstrafe und/oder Folter, Armut und soziale Not 

Bonn, den 13. Februar 1992 

Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Durch den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP vor- 
gelegten Entwurf eines neuen Asylverfahrensgesetzes soll mit 
den Mitteln der Sonderjustiz und des polizeistaatlichen Handelns 
gegen Asylsuchende vorgegangen werden. Organisationen wie 
der „Republikanische Anwaltsverein" iind das „Komitee für 
Grundrechte und Demokratie" haben den vorgelegten Entwurf 
treffend als „Kampfgesetz gegen Asylsuchende" bezeichnet. 

Durch dieses postdemokratische Machwerk, das einer Inter- 
nierungslagerordnung nahekommt, wird für Asylsuchende der 
Kreislauf Knast - Sammellager - Knast eröffnet. Der Entwurf zielt 
darauf ab, das im Grundgesetz Artikel 16 garantierte Grundrecht 
auf Asyl praktisch abzuschaffen und die in Artikel 19 GG abge- 
sicherte Rechtsweggarantie für Asylsuchende drastisch zu be- 
schneiden. 

Der Entwurf weckt Erinnerungen an Polizeistaaten. Mit diesem 
Sondergesetz sollen folgende Maßnahmen gegen Asylsuchende 
durchgeführt werden: Schnellverfahren im Sinne von Kurzen- 
Prozeß-machen durch Beschränkung des Gerichtsverfahrens auf 
eine Instanz, Abkürzung der Klagefrist, Einsetzung von Einzel- 
richtern, Zurückweisung von Asylanträgen bei verspätetem Vor- 
bringen der Fluchtgründe. Weitere abschreckende Maßnahmen: 
Einrichtung von Sammellagern, die Ersetzung von Barmitteln 
durch Sachleistungen, die Androhung von Haft bei kleinen Ver- 
stößen gegen das Ausländer- und Asylverfahrensgesetz und die 
polizeiliche Ausforschung, Speicherung und Weitergabe der 
Daten von Asylsuchenden. 

Die Entrechtung der Asylsuchenden wird in dem vorliegenden 
Gesetzentwurf mit dem traditionellen deutschen Hang zur büro- 
kratischen Gründlichkeit bis ins Detail betrieben. 
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